
BÜRGERBLATT
BURGHAUSEN

Wir sind „Burghausen Jetzt“. Als un-
abhängige Vereinigung engagier-
ter Bürgerinnen und Bürger sind wir 
die parteifreie Alternative für unse-
re Stadt. Seit unserer Gründung als 
eingetragener Verein am 26. August 
2025 treibt uns ein klares Ziel an: Wir 
wollen Verantwortung übernehmen 
und treten deshalb bei der kommen-
den Wahl am 8. März 2026 mit einer 
eigenen Liste für den Stadtrat an.

Unsere Politik ist sachlich, pragma-
tisch und nah. Wir stehen für eine zu-
kunftsgerichtete Kommunalpolitik, 
die frei von parteipolitischen Zwän-
gen und Ideologien ist. Bei uns steht 
nicht das Parteibuch, sondern der 
gesunde Menschenverstand im Vor-
dergrund. Wir setzen uns für lösungs-
orientierte Entscheidungen ein, die 
einzig und allein dem Wohl Burghau-
sens und der Lebensqualität seiner 
Menschen dienen.

Das Ergebnis der Tagung des Wahlausschusses am 20. Januar 2026 bestätigt unseren Weg:  
Wir haben 399 Unterstützungsunterschriften erhalten. Das ist mehr als nur eine Zahl – und deutlich mehr als die 
benötigten 180. Die Unterschriften bedeuten Rückenwind, Vertrauen und sind ein starkes Zeichen dafür, dass 
sich viele Menschen in unserer Stadt eine unabhängige, sachliche und bürgernahe Politik wünschen. 
Nun zählen wir auf Ihre Stimmen bei der Stadtratswahl 2026!

Wer wir sind und wofür wir stehen.

Wir sagen Danke, Burghausen!

1. Reihe (v. l. n. r.), Klaus Schultheiß, Synthia Müller, Thomas Lindner 
2. Reihe (v. l. n. r.), Manuel Fuchs, Lukas Krause, Sonja Mirwald 
3. Reihe (v. l. n. r.), Niklas Albrecht, Otto Becker, Prof. Dr. med. Karl Aigner, Anton Maier, Frank Metlitzky, Michael Krause 
4. Reihe (v. l. n. r.), Rainer Schwanner, Dieter Szehr, Edith Schultheiß, Siegfried Thallinger, Zoran Mrsic 
Es fehlen: Thomas Eicher, Christian Kagerer, Anton Losowik, Nancy Meister, Johannes Mayer, Stefan Müller, Peter Niedermeier

Ausgabe 
Nr. 2

Auf unserer Website finden Sie 
weiterführende Informationen 
zu unserem Programm und zu 
unseren Kandidatinnen und 
Kandidaten sowie die erste 
Ausgabe des Bürgerblatts 
Burghausen.

Zukunft des 
Krankenhauses: 
kostenintensiv, 
unsicher, nicht 
zukunftsfähig.

Burghausen vor harten 
Entscheidungen:
Der Stadthaushalt 
langfristig unter Druck.

Lebendige Innenstadt 
sichern – für Handel, 
Menschen und 
Stadtleben.

Mehr auf Seite 5 Mehr auf Seite 7Mehr auf Seite 6

Bauen ermöglichen 
statt blockieren – 
Burghausen braucht 
neue Perspektiven.

Mehr auf Seite 7

1Unabhängig. Bürgernah. Sachorientiert.



Unser Programm basiert auf den Ideen und Anliegen der Menschen in Burghausen – auf Gesprächen, aufmerksa-
mem Zuhören und gemeinsamem Nachdenken. Daraus entstehen konkrete Ziele und Lösungen, die unsere Stadt 
voranbringen und das Miteinander stärken. Wir stehen für Politik mit Sachverstand und Augenmaß.

Der Wohnungsmarkt soll durch laufende Bauprojekte 
spürbar entlastet werden. In Kultur und Sport setzen wir 
auf Qualität statt Quantität und einen sparsamen Mittel-
einsatz. Der Breitensport hat dabei klaren Vorrang.

Wir wollen eine lebenswerte Altstadt für Anwohner und 
Gäste. Dazu gehören praxistaugliche Regelungen, trans-
parente Entscheidungen und eine hohe Aufenthaltsquali-
tät. Lärmminderung, Radwege und ein gepflegtes Stadt-
bild stehen im Fokus.

Vereine und Ehrenamt sind das Fundament unserer 
Stadtgemeinschaft. Wir wollen sie bei Räumen, Organi-
sation und Anerkennung gezielt unterstützen. Neue For-
mate sollen helfen, Engagement langfristig zu sichern.

Die finanzielle Lage der Stadt erfordert konsequentes und 
verantwortungsvolles Handeln. Investitionen müssen klar 
priorisiert und ihre Finanzierung gesichert sein. Transpa-
renz bei politischen Entscheidungen ist dabei unerlässlich.

Burghausen braucht zukunftsfähige Bildungsstandorte 
und ausreichend Wohnraum für Studierende. Investitionen 
sollen nach Bedarf, Wirtschaftlichkeit und langfristigem 
Nutzen priorisiert werden. Planung muss zu umsetzbaren 
Ergebnissen führen.

Wir stehen für eine realistische, sichere und finanzierba-
re Verkehrs- und Infrastrukturpolitik. Bürgerbeteiligung, 
transparente Entscheidungsgrundlagen und Berücksich-
tigung der Argumente von Rettungsdiensten sind dabei 
unverzichtbar. Große Umbauprojekte müssen kritisch ge-
prüft werden, damit Verkehrsfluss, Sicherheit und Alltags-
tauglichkeit erhalten bleiben.

1. �Infrastruktur, Verkehr & Parken – 
praktikable Lösungen

Wir setzen auf realistische und tragfähige Konzepte zur 
Sicherung der medizinischen Versorgung. Der ehemalige 
Krankenhausstandort soll sinnvoll nachgenutzt werden, 
ein Rückkauf durch die Stadt wird abgelehnt. Ziel ist eine 
wohnortnahe Basisversorgung ohne wirtschaftlich nicht 
tragfähige Strukturen.

6. �Gesundheit & Nahversorgung – 
realistisch gesichert

Wir wollen die Mobilität für Familien verbessern und die 
Parksituation in der Altstadt durch flexiblere City-Bus-Takt-
zeiten entlasten. Das City-Bus-Angebot soll abends, am 
Wochenende und bei Veranstaltungen ausgeweitet werden. 
Ein Wöhrsee-Kombiticket aus City-Bus und Eintritt soll den 
Zugang erleichtern und den Verkehr reduzieren.

7. �Jugend & Familie – 
familienfreundliche Mobilität stärken

8. �Wohnen, Kultur & Sport – 
Lebensqualität gezielt stärken

9. �Altstadt & Tourismus –  
attraktiv gestalten

10. �Vereine & Stadtgemeinschaft 
nachhaltig stärken

Die Energieversorgung der Burghauser Industrie muss 
langfristig gesichert werden. Wir unterstützen wasser-
stofffähige Gaskraftwerke und den Aufbau einer regiona-
len Wasserstoffinfrastruktur. Burghausen soll seine Stand-
ortvorteile konsequent nutzen.

2. Zukunftssichere Industrie & Energie

5. �Verantwortungsvoller Umgang  
mit Stadtfinanzen

3. �Moderner Bildungsstandort 
Burghausen

Die Sanierungsplanung muss Funktionalität, Wirtschaft-
lichkeit und langfristige Instandhaltung in den Mittelpunkt 
stellen. Angesichts hoher Kosten, überdurchschnittlicher 
Baunebenkosten und der Haushaltslage ist das Vorhaben 
in der aktuellen Form nicht verantwortbar. Nach der Wie-
dereröffnung sollen die Eintrittspreise auf das Niveau ver-
gleichbarer Bäder angehoben werden.

4. �Funktionale Sanierung  
des Hallenbads

UNSER
WAHLPROGRAMM
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Unsere Kandidatinnen und Kandidaten 
für die Stadtratswahl 2026
Unabhängig. Bürgernah. Sachorientiert.

selbstständiger 
Handwerksmeister

64 Jahre

01 Klaus 
Schultheiß

Grundschullehrerin
28 Jahre

02 Synthia 
Müller

Ausbilder für
Elektrotechnik

59 Jahre

03 Thomas 
Lindner

Bürokauffrau
59 Jahre

04 Sonja 
Mirwald

Krankenpfleger
64 Jahre

05 Otto 
Becker

Feuerwehrmann
22 Jahre

06 Lukas 
Krause

Industriemeister
Metall

63 Jahre

07 Anton 
Maier

selbstständiger 
Gastronom

42 Jahre

08 Manuel 
Fuchs

selbstständige
Mediengestalterin

54 Jahre

09 Nancy 
Meister

Textileinzelhändler
35 Jahre

10 Johannes 
Mayer
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Wir zählen auf
Ihre 24 Stimmen!

Chirurg
78 Jahre

11 Prof. Dr. med. 
Karl Aigner

Chemikant
43 Jahre

12 Anton 
Losowik

selbstständiger 
Innenausbauer

52 Jahre

13 Rainer 
Schwanner

selbstständiger 
Malermeister

56 Jahre

14 Christian 
Kagerer

Krankenpfleger
48 Jahre

15 Michael 
Krause

Elektromeister
57 Jahre

16 Siegfried 
Thallinger

Handwerksmeister
Heizung und Sanitär

44 Jahre

17 Peter 
Niedermeier

Landwirt
47 Jahre

18 Thomas 
Eicher

selbstständiger
Trockenbauer

40 Jahre

19 Zoran 
Mrsic

Friseurmeister
59 Jahre

20 Frank 
Metlitzky
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Als Chirurg, der seit vielen Jahren 
operativ tätig ist und heute eine ei-
gene Privatklinik betreibt, habe ich 
gelernt, medizinische Entscheidun-
gen nicht aus dem Bauch heraus zu 
treffen. In der Medizin wie in der Ge-
sundheitspolitik gilt: Gute Lösungen 
entstehen selten durch Emotionen 
oder Symbolik, sondern durch nüch-
terne Analyse, Erfahrung und klare 
Zuständigkeiten. Vor diesem Hinter-
grund sehe ich die Diskussion um ei-
nen möglichen Kauf des ehemaligen 
Krankenhauses in Burghausen durch 
die Stadt sehr kritisch.

Zunächst muss man ehrlich sein: 
Das Gebäude ist kein Krankenhaus 
mehr. Ein Krankenhaus ist kein Bau-
werk, sondern ein hochkomplexes 
System aus medizinischem Perso-
nal, Technik, Organisation und Ver-
sorgungsauftrag. Diese Strukturen 
existieren in Burghausen nicht mehr. 
Was geblieben ist, ist eine Immobi-
lie mit medizinischer Vergangenheit. 
Wer glaubt, man könne diesen Zu-
stand mit überschaubarem Aufwand 
wieder rückgängig machen, unter-
schätzt die Realität des heutigen Ge-
sundheitswesens erheblich.

Hinzu kommt der enorme technische 
Aufwand, den ein solches Gebäude 
dauerhaft nach sich zieht. Kranken-
häuser unterliegen besonders stren-
gen gesetzlichen Vorgaben – von der 
Hygiene über den Brandschutz bis 
hin zu raumlufttechnischen Anlagen 
und Medizintechnik. Selbst bei teil-
weiser Nutzung fallen hohe laufen-
de Kosten an. Aus meiner Erfahrung 
kann ich sagen: Diese Fixkosten blei-
ben, unabhängig davon, wie intensiv 
das Gebäude tatsächlich genutzt 
wird. Für eine Stadt bedeutet das ein 
dauerhaftes finanzielles Risiko.

Oft wird argumentiert, man könne 
das Gebäude in verschiedene Nut-
zungen aufteilen, wie ein Hospiz, An-
gebote für Kinder, betreutes Wohnen 
oder einen Hausärztestützpunkt. 
In der Theorie klingt das vernünftig, 
in der Praxis ist es jedoch einer der 
teuersten Wege. Die haustechni-
sche Trennung einzelner Bereiche, 
getrennte Abrechnungssysteme, 
brandschutzrechtliche Anpassun-
gen – all das kostet nicht Hundert-
tausende, sondern schnell mehrere 
Millionen Euro. Geld, das an anderer 
Stelle deutlich sinnvoller eingesetzt 
wäre, gerade auch angesichts der an-
gespannten Haushaltslage.

Ein weiterer Punkt wird in der Diskus-
sion aus meiner Sicht zu wenig be-
achtet: die bestehende medizinische 
Versorgung in der Innenstadt. Dort 
befinden sich niedergelassene Ärzte, 
Facharztpraxen und Apotheken – also 
genau dort, wo die Patientinnen und 
Patienten kurze Wege haben. Viele 
dieser Ärztinnen und Ärzte stehen 
altersbedingt ohnehin vor der Frage 
der Praxisnachfolge. Wer soll künf-
tig täglich an einen ausgelagerten 
Krankenhausstandort fahren? Eine 
Schwächung der Innenstadtmedizin 
wäre die Folge – und das kann nicht 
im Interesse der Stadt sein.

Unstrittig ist: Burghausen braucht 
eine medizinische Anlaufstelle, die 
rund um die Uhr erreichbar ist. Die 
Bürgerinnen und Bürger müssen wis-
sen, wohin sie sich nachts, am Wo-
chenende oder an Feiertagen wen-
den können. Dabei geht es jedoch 
nicht um eine vollumfängliche sta-
tionäre Versorgung, sondern um eine 
qualifizierte Ersteinschätzung, eine 
medizinische Triage und eine gezielte 
Weiterleitung. Moderne Medizin be-
deutet Vernetzung und Steuerung – 
nicht zwangsläufig den Betrieb eines 
eigenen Krankenhauses.

An dieser Stelle muss auch klar ge-
sagt werden: Der Betrieb eines 
Krankenhauses ist keine originäre 
Aufgabe einer Stadt. Aus kommu-
nalpolitischer Sicht ist dies eine 
Aufgabe des Landkreises. Kranken-

Rentner
67 Jahre

21 Dieter 
Szehr

Physiotherapeut
58 Jahre

22 Stefan 
Müller

Abteilungsleiterin
63 Jahre

23 Edith 
Schultheiß

Politikwissenschaftler
27 Jahre

24 Niklas 
Albrecht

Medizinische Verantwortung braucht klare 
Strukturen – Gedanken zur Zukunft des 
ehemaligen Krankenhauses Burghausen.
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hausbetrieb erfordert medizinische 
Expertise, langfristige Investitions-
planung und die Fähigkeit, erhebli-
che laufende Kosten zu tragen. Diese 
Verantwortung auf die Stadt zu verla-
gern, halte ich für falsch.

Sehr wohl bietet sich das Areal des 
ehemaligen Krankenhauses für an-
dere Nutzungen an, die dem tat-
sächlichen Bedarf entsprechen. Ge-
riatrische Angebote, Kurzzeitpflege, 
betreutes Wohnen oder eine Senio-
renresidenz sind angesichts des de-
mografischen Wandels sinnvoll und 
zukunftsfähig. In all diesen Fällen 
sollte jedoch der jeweilige Betreiber 
die Immobilie selbst erwerben und in-
stand setzen. So bleibt das finanzielle 
Risiko dort, wo auch der wirtschaftli-
che Nutzen entsteht.

Besonders kritisch sehe ich die Idee 
einer Erbpacht. Sie bietet der Stadt 
keinerlei Vorteile, entzieht ihr aber 
den Zugriff auf das einzige wirklich 
werthaltige Element des gesamten 

Projekts: das Grundstück. Bei rund 
25.000 Quadratmetern Fläche und 
den in der Umgebung angesetzten 
Bodenrichtwerten ergibt sich ein 
Grundstückswert von etwa 10 Mio. 
Euro. Gleichzeitig würde sich die 
Stadt bei Nutzungsfragen dauerhaft 
mit dem Klinikum in Altötting abstim-
men müssen – ein Konstrukt, das Ent-
wicklung eher bremst als ermöglicht.

Entscheidend ist aus meiner Sicht et-
was anderes: Die größten Kosten ei-
ner medizinischen 24/7-Anlaufstelle 
entstehen nicht durch ein Gebäude, 
sondern durch Personal. Die Vorhal-
tung qualifizierter Fachkräfte über 168 
Stunden pro Woche inklusive Nacht-, 
Sonn- und Feiertagszuschlägen ist 
der eigentliche Kostenfaktor. Genau 
hier sollte Burghausen ansetzen.

Aus meiner Erfahrung als Klinikbe-
treiber kann ich der Stadt nur emp-
fehlen, aktiv das Gespräch mit der 
Wacker-Chemie zu suchen. Das be-
stehende Gesundheitszentrum, wo 

Wacker diese Personalkosten bereits 
vorhält, und die aktuelle Suche nach 
Einsparmöglichkeiten bieten eine 
realistische Chance für eine gemein-
same Lösung. Es geht ausdrücklich 
nicht darum, Kosten zu verlagern. Im 
Gegenteil: Eine partnerschaftliche 
Kostenaufteilung könnte für beide 
Seiten erhebliche Einsparungen brin-
gen und gleichzeitig die medizinische 
Versorgung absichern.

Am Ende geht es nicht um Besitz-
stände oder politische Symbolik, 
sondern um Verantwortung. Ge-
sundheitspolitik braucht Sachlich-
keit, Erfahrung und den Mut, unbe-
queme Entscheidungen zu treffen. 
Ein Krankenhauskauf löst keine struk-
turellen Probleme. Eine durchdachte, 
kooperative und zukunftsorientierte 
Lösung hingegen schon. Burghausen 
sollte diesen Weg gehen.

Autor: Prof. Dr. Karl Aigner

Meine Familie betreibt seit vielen 
Jahren einen Textileinzelhandel mit 
mehreren Filialen in Burghausen. Ich 
erlebe tagtäglich, wie sehr unsere 
Stadt von kurzen Wegen, persönli-
chen Kontakten und einer lebendigen 
Mischung aus Handel, Gastronomie 
und Dienstleistungen lebt. Die Innen-
stadt ist nicht nur ein Ort zum Einkau-
fen – sie ist Treffpunkt, Versorgungs-
zentrum und Herz unserer Stadt. 
Damit das so bleibt, müssen wir sie 
alltagstauglich gestalten.

Dazu gehört vor allem eines: gute Er-
reichbarkeit für alle. Wer schnell zum 
Bäcker, zur Apotheke oder ins Fach-
geschäft möchte, darf dafür keinen 
Hindernislauf absolvieren. Gerade 
spontane Besuche und kurze Erledi-
gungen halten die Innenstadt leben-
dig. Oberirdische Parkplätze sind 
dabei kein Selbstzweck, sondern ein 
wichtiger Baustein für Frequenz, Be-
quemlichkeit und Teilhabe – beson-
ders für ältere Menschen, Familien 
und Berufstätige.

Gleichzeitig wissen wir: Eine star-
ke Innenstadt besteht nicht nur aus 
Parkplätzen. Sie braucht attraktive 
Geschäfte, eine angenehme Auf-
enthaltsqualität, sichere Wege, Sitz-
möglichkeiten und Raum für Begeg-
nung. Handel, Gastronomie, Kultur 
und Dienstleistungen müssen zu-
sammengedacht werden. Wer hier 
einkauft, soll sich willkommen fühlen 
– und gerne bleiben.

Unsere inhabergeführten Geschäfte 
sind das Rückgrat Burghausens. Sie 
schaffen Arbeitsplätze, bilden aus, 
zahlen Steuern vor Ort und engagie-
ren sich in Vereinen und Initiativen. 
Doch sie stehen unter Druck. Der 
Onlinehandel ist rund um die Uhr er-
reichbar, bequem und oft günstiger. 
Wenn wir den stationären Handel 
zusätzlich durch erschwerte Erreich-
barkeit schwächen, verlieren wir nicht 
nur Umsatz, sondern langfristig Viel-
falt und Leben in unserer Stadt.

Jeder verlorene Kunde ist einer zu 
viel. Weniger Frequenz bedeutet we-
niger Umsatz – und am Ende leere 
Schaufenster. Eine Innenstadt ohne 
Handel verliert ihre Anziehungskraft 
und wird austauschbar. Das darf 
nicht unser Ziel sein.

Burghausen hat das Potenzial für 
eine lebendige, zukunftsfähige In-
nenstadt. Dafür brauchen wir eine 
ausgewogene Politik: Erreichbarkeit 
sichern, oberirdische Parkplätze er-
halten, Aufenthaltsqualität verbes-
sern und den lokalen Handel stärken. 
Innenstadt heißt Begegnung, Versor-
gung und Identität – nicht Verdrän-
gung. Oberirdische Parkplätze sind 
dabei Teil der Lösung, nicht das Pro-
blem.

Lassen Sie uns gemeinsam dafür sor-
gen, dass Burghausens Innenstadt 
auch morgen noch ein Ort ist, an dem 
man gerne einkauft, sich trifft und 
zuhause fühlt.

Autor: Johannes Mayer

Lebendige Innenstadt sichern –  
für Handel, Menschen und Stadtleben.
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Ich bin Unternehmer im Handwerk, 
verwurzelt in Burghausen. Meine Mit-
arbeiter, Auszubildende und deren 
Familien sind auf eine funktionieren-
de lokale Wirtschaft angewiesen. 
Meine Sicht auf Stadtpolitik ist daher 
keine theoretische – sie entsteht täg-
lich auf der Baustelle, im Büro und im 
direkten Austausch mit Bauwerbern, 
Kunden und Kollegen.

Burghausen ist zweifellos eine starke 
Stadt. Die längste Burg der Welt prägt 
das Stadtbild, der Industriestandort 
im Chemiedreieck sichert seit Jahr-
zehnten Arbeitsplätze, und Vereine, 

Schulen sowie das kulturelle Leben 
machen unsere Stadt lebenswert. 
Diese Stärke ist jedoch kein Selbst-
läufer. Sie braucht verlässliche Rah-
menbedingungen, die Investitionen 
ermöglichen – für Betriebe ebenso 
wie für private Bauherren.

Ein zentrales Problem ist die unzu-
reichende Verfügbarkeit von Gewer-
beflächen. Unternehmen, die heute 
in Burghausen investieren möchten, 
warten teilweise sechs oder sieben 
Jahre auf ein geeignetes Grundstück, 
etwa im Bereich der Burgkirchener 
Straße. Für einen mittelständischen 

Betrieb ist das nicht planbar. Investi-
tionsentscheidungen werden in sol-
chen Zeiträumen längst an anderen 
Standorten getroffen. Jeder Betrieb, 
der Burghausen verlässt, fehlt später 
als Auftraggeber für das Handwerk, 
als Arbeitgeber und als Steuerzahler.

Gleichzeitig müssen wir frühere Flä-
chenentscheidungen kritisch re-
flektieren. Gewerbeflächen wurden 
teilweise für Nutzungen vergeben, 
die auch in zweiter Reihe möglich 
gewesen wären – bekannte Beispie-
le sind Würth oder Waschbär. Diese 
Entscheidungen lassen sich nicht 
rückgängig machen, sollten uns aber 
lehren, künftig vorausschauender, 
wirtschaftlicher und langfristiger zu 
planen.

Bauen ermöglichen statt blockieren – 
Burghausen braucht Perspektiven.

Was seit Längerem zu erwarten war, 
ist jetzt eingetroffen. Die Wacker 
Chemie AG hat ihre Geschäftszah-
len für 2025 bekanntgegeben. Mit 
rund 800 Mio. Euro Jahresverlust 
übersteigt dieser das bisher vorstell-
bare Ausmaß. Auch wenn dabei ca. 
600  Mio. Euro Wertberichtigungen 
enthalten sind, so hat das Ergebnis 
dennoch erhebliche Auswirkungen 
auf die Stadtfinanzen. Der Verlust 
kann steuerlich auf die Folgejahre 
vorgetragen werden. Konkret bedeu-
tet das: Es fällt erst wieder eine Ge-
werbesteuer an, wenn diese 800 Mio. 
Euro durch Gewinne der nächsten 
Jahre aufgebraucht bzw. ausgegli-
chen sind.

Selbst bei optimistischer Betrach-
tung ist daher davon auszugehen, 
dass wir im Stadthaushalt für min-
destens die kommenden zwei bis 
drei Jahre ohne Gewerbesteuerein-
nahmen seitens der Wacker Chemie 
AG auskommen müssen. Damit sind 
die am Mittwoch, den 04.02.2026, im 
Hauptausschuss vorgestellten Zah-
len für 2026 und der Wirtschaftsplan 
für die Folgejahre bereits wieder ob-
solet. Die im Haushalt angesetzten 
steigenden Gewerbesteuereinnah-
men für 2027 und 2028 sind somit 
nicht nachvollziehbar.

Durch die im Nachtragshaushalt vor-
genommene nachträgliche Schul-
denaufnahme in Höhe von über 
20  Mio. Euro verbleiben trotz einer 
größeren Steuernachzahlung und 
geplanter Grundstücksverkäufe in 
Höhe von knapp 9 Mio. Euro zum Jah-
resende 2026 Rücklagen in Höhe von 
ca. 22  Mio. Euro. Diese reichen nicht 
einmal aus, um die für 2027 erwarte-
te Kreisumlage von etwa 23 Mio. Euro  
zu decken.

Besonders problematisch ist aus un-
serer Sicht, dass eine Reihe bedeu-
tender laufender Investitionen und 
auch solche, die in den kommenden 
Jahren auf die Stadt zukommen, im 
vorgelegten Haushalt nicht vollstän-
dig oder gar nicht enthalten sind und 
somit zusätzlich finanziert werden 
müssen. Dazu zählen unter anderem 
die Finanzmittel zur Sanierung des 
Hallenbades, welche somit vollstän-
dig ohne Eigenmittel auf Kredit finan-
ziert werden müssen. Ebenso not-
wendig ist ein Sanierungszuschuss 
für den Sportpark des SV Wacker, um 
den Erhalt dieser wichtigen Sport- und 
Begegnungsstätte sicherzustellen.

Hinzu kommt die Elektrifizierung des 
Güterterminals mit zu erwartenden 
Kosten von rund 10 Mio. Euro. Auch im 

Bereich der weiterführenden Schulen 
bestehen erhebliche Investitionsbe-
darfe. Für die Realschule sind eben-
falls etwa 10 Mio. Euro veranschlagt. 
Wir bleiben hier bei unserem Vor-
schlag, einen Neubau der Realschule 
in der Neustadt anzustreben.

Ein weiteres Großprojekt ist das 
Salzachzentrum einschließlich der 
Umgestaltung der Marktler Straße. 
Entgegen manchen Darstellungen 
liegen die Kosten für die Gestaltung 
der Außenanlagen bei der Stadt und 
nicht beim Investor. Dieser hat le-
diglich die Flächen erworben, die er 
selbst bebaut. Für die Gestaltung der 
Außenanlagen sind Kosten zwischen 
8 und 10 Mio. Euro zu erwarten. Hin-
zu kommt der zweite Abschnitt des 
sogenannten Klimaboulevards in der 
Marktler Straße, dessen Gesamtkos-
ten derzeit noch nicht abschätzbar 
sind.

Angesichts dieser Fakten halten wir 
es für zwingend notwendig, endlich 
ehrlich, transparent und schnell zu 
handeln. Auch schmerzhafte Ein-
sparungen dürfen kein Tabu mehr 
sein, sondern müssen konkret be-
nannt und nachvollziehbar begründet 
werden. Nur so kann eine verantwor-
tungsvolle und nachhaltige Finanz-
politik gelingen, die Burghausen auch 
in Zukunft handlungsfähig hält.

Autor: Klaus Schultheiß

Burghausen vor harten Entscheidungen:
Der Stadthaushalt langfristig unter Druck.
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Folgen Sie uns bei Facebook, 
Instagram und WhatsApp,
um stets aktuell informiert zu sein. 
Oder besuchen Sie unsere Website:

V.i.S.d.P.: Bürgerliste Burghausen Jetzt e.V., Friedrich-Ebert-Straße 17, 84489 Burghausen

Ähnliche Herausforderungen beste-
hen für private Bauwerber. Gerade 
junge Familien finden kaum bezahl-
bare Grundstücke. Deshalb sollte 
ernsthaft geprüft werden, ob eine Er-
weiterung der Einfamilienhausbebau-
ung über die Bachstraße hinaus mög-
lich ist. Die Problematik ehemaliger 
Kiesgruben ist bekannt, darf jedoch 
kein pauschales Ausschlusskriterium 
sein. Mehrere Untersuchungen – ins-
besondere südlich der Berghamer 
Straße – haben bislang keine Belas-
tungen ergeben, die eine Bebauung 
grundsätzlich ausschließen würden. 
Eine mögliche Vorbelastung würde 
sich im Grundstückspreis widerspie-
geln und könnte gerade jungen Fami-
lien den Weg ins Eigenheim eröffnen.

Ein weiteres zentrales Thema ist die 
Nachhaltigkeitssatzung der Stadt 
Burghausen. Nachhaltigkeit ist wich-
tig und richtig – daran besteht kein 
Zweifel. Sie muss jedoch praktikabel 
und bezahlbar bleiben. Derzeit führen 
zahlreiche Auflagen, von verpflichten-
den Gründächern über Photovoltaik-
anlagen bis hin zu sehr detaillierten 
Festsetzungen in Bebauungsplänen, 
zu deutlich steigenden Baukosten. 
Gestaltungsspielräume werden stark 
eingeschränkt, Abweichungen sind 
zwar möglich, verursachen aber er-
heblichen Zeit- und Kostenaufwand. 
Das Ergebnis ist nicht mehr Nachhal-
tigkeit, sondern weniger Bauprojekte.

Für das Handwerk bedeutet das kon-
kret: weniger Aufträge. Für die Stadt 
bedeutet es weniger Investitionen 
und langfristig geringere Gewerbe-
steuereinnahmen. Beides schwächt 
die kommunale Handlungsfähigkeit. 
Wenn das Nachhaltigkeitskonzept 
des Freistaates Bayern rund 130 Sei-
ten umfasst, das der Stadt Burghau-
sen jedoch etwa 200 Seiten, zeigt das 
deutlich, wie sehr wir uns in Detail-

regelungen verloren haben. Was wir 
brauchen, ist mehr Augenmaß, mehr 
Pragmatismus und klar definierte Pri-
oritäten.

Unverständlich ist zudem, dass Burg-
hausen bislang auf den sogenann-
ten Bauturbo nach § 246 BauGB ver-
zichtet. Dieses Instrument wurde 
geschaffen, um Genehmigungsver-
fahren zu beschleunigen. Gerade in 
Zeiten von Wohnungs- und Flächen-
mangel sollten wir jede rechtliche 
Möglichkeit nutzen, um schneller zu 
werden – ohne Qualität und Stan-
dards aufzugeben.

Hinzu kommt die seit Jahren ungelös-
te PFOA-Problematik. Seit über zehn 
Jahren wird diskutiert, geprüft und 
vertagt, doch echte Planungssicher-
heit fehlt bis heute. Für Bauwerber, 
Betriebe und Investoren bedeutet das 
Unsicherheit, zusätzliche Kosten und 
Zurückhaltung bei Investitionen.

Ein Blick ins europäische Ausland 
zeigt, dass es auch anders gehen 
kann: In den Niederlanden hat ein Ge-
richt im Fall Dordrecht entschieden, 
dass ein Chemiekonzern für jahrzehn-
telange PFOA-Emissionen haftbar ist. 
Die Emissionen wurden als rechts-
widrig eingestuft, und betroffene 
Kommunen können Kosten für Unter-
suchungen und Sanierungen beim 
Verursacher geltend machen. Dieses 
Urteil verdeutlicht, dass Umweltpro-
bleme nicht dauerhaft auf Bürger und 
Bauwerber abgewälzt werden dürfen. 
Leider glänzt das hierfür verantwortli-
che Landratsamt, allen voran Landrat 
Schneider, hier seit Jahren mit kollek-
tiver Untätigkeit.

Für Burghausen bedeutet das: Wir 
müssen ernsthaft prüfen, ob auch 
hier Verursacher stärker in die Ver-
antwortung genommen werden kön-

nen – statt private Bauherren mit 
Untersuchungs- und Folgekosten 
allein zu lassen. Gleichzeitig braucht 
es vollständige Transparenz über  
bekannte Belastungen, klare Aus-
sagen zu bebaubaren Flächen und 
einen verlässlichen Entscheidungs-
fahrplan. Nur so entsteht Vertrauen.

Meine Motivation für den Stadtrat ist 
klar: Ich möchte, dass Burghausen 
eine Stadt bleibt, in der Betriebe in-
vestieren wollen, in der das Handwerk 
Arbeit hat und in der wirtschaftliche 
Stärke die Grundlage für soziale, öko-
logische und kulturelle Gestaltung 
bildet. Als regionales Zentrum tragen 
wir Verantwortung – für Arbeitsplät-
ze, für Wohnraum und für kommende 
Generationen.

Dafür braucht es keine Ideologien, 
sondern gesunden Menschenver-
stand, Verantwortungsbewusstsein 
und den Willen, Lösungen umzuset-
zen.

Wenn Sie sich eine Stadtpolitik 
wünschen, die zuhört, abwägt und 
Entscheidungen nicht aufschiebt, 
sondern trifft, bitte ich Sie um Ihr 
Vertrauen und Ihre Stimme.

Autor: Rainer Schwanner
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